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Drucksache VI/3454 


Der Parlamentarische Staatssekretär Bonn, den 23. Mai 1972 

beim Bundesminister des Auswärtigen 
L 1-86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Anwendung des Artikels 235 EWG-Vertrag 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller (Aachen- 
Land) , Springorum, Behrendt, Fellermaier, Dr. Achen- 
bach, Borm und Genossen und der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


stimmt die Bundesregierung grundsätzlich der Anwendung dieses 
Artikels zu? 


Ja. 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit und ständig be- 
müht, alle in den Römischen Verträgen vorgesehenen Mög- 
lichkeiten voll zu nutzen, um die Ziele der Verträge zu ver- 
wirklichen. Zu diesen Möglichkeiten gehört auch die in Arti- 
kel 235 EWG-Vertrag festgelegte Befugnis, Vertragslücken zu 
schließen. 

Mit dem fortschreitenden inneren Ausbau der Gemeinschaften 
gewinnt die Vorschrift naturgemäß zunehmend Bedeutung. Die 
Anwendung der Vorschrift wird derzeit insbesondere im Rah- 
men der Bemühungen geprüft, die sogenannten „neuen Be- 
reiche", die in einem Zusammenhang mit den Gemeinschafts- 
materien und den Zielen des Vertrages stehen, in die Tätig- 
keiten der Gemeinschaften einzubeziehen. 


Hält die Bundesregierung diesen Artikel als Rechtsbasis für diese 
Bereiche als gegeben? 

Die Frage kann nicht in gleicher Weise für alle neuen Bereiche 
beantwortet werden. Es müssen vielmehr die verschiedenen 
Gebiete und alle konkreten vorgesehenen Rechtsakte im ein- 
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zelnen daraufhin geprüft werden, ob die Voraussetzungen zur 
Anwendung des Artikels 235 gegeben sind. 

Für den Bereich des Umweltschutzes finden sich bereits jetzt in 
den Römischen Verträgen Bestimmungen, die es den Gemein- 
schaften gestatten, auf Grund eindeutiger Zuständigkeiten tätig 
zu werden (insbesondere im Rahmen der Rechtsangleichung 
nach Artikel 100 des EWG- Vertrages). Die Bundesregierung hat 
vor wenigen Tagen die Neufassung der Mitteilung der Kom- 
mission an den Rat über ein Umweltschutzprogramm der Euro- 
päischen Gemeinschaften erhalten. Sie wird zu prüfen haben, 
welche der darin vorgeschlagenen Aktionen auf Grund der 
gegebenen Zuständigkeiten verwirklicht werden können und 
auf welcher Grundlage darüber hinausgehende Vorschläge 
durchführbar sind. In diese Überlegungen wird Artikel 235 
EWG-Vertrag einbezogen werden. 

Für die nichtnukleare Forschung ist darauf hinzuweisen, daß 
die „im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten" inzwischen eine Entschließung über nichtnukleare 
Forschungsaufgaben gefaßt haben, die zum Zweck hat, den Auf- 
gabenbereich der gemeinsamen Kernforschungsstelle auf nicht- 
nukleare Aktionen auszudehnen. Die Bundesregierung hat die- 
ser Entschließung im Interesse ihrer möglichst schnellen Ver- 
wirklichung zugestimmt. Ein Ratsbeschluß nach Artikel 235 war 
nicht zustande gekommen. 

Die derzeit vorliegenden Verordnungsvorschläge der Kommis- 
sion über Gemeinsame Unternehmen haben die Erweiterung 
des Anwendungsbereichs dieser Unternehmensform auf neue 
Sektoren zum Gegenstand und übertragen zu diesem Zweck das 
entsprechende Rechtsinstitut des EGKS-Vertrages auf den 
EWG-Bereich. Es muß noch geprüft werden, ob ein derartiges 
Verfahren mit Artikel 235 des EWG-Vertrages vereinbar ist. 
Nach der jetzigen Fassung der Verordnungsvorschläge er- 
scheint dies zweifelhaft. 

Für den Bereich der Regionalpolitik liegt ein Verordnungsvor- 
schlag der Kommission aus dem vergangenen Jahr über die 
Schaffung eines Europäischen Zinsvergütungsfonds für regio- 
nale Entwicklung vor, der auf Artikel 235 gestützt wird. Die 
Beratungen über diesen Vorschlag und über andere geeignete 
Instrumente einer europäischen Regionalpolitik sind noch nicht 
abgeschlossen. 


Moersch 
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